Anlage 1

Anrequngen von Tragern 6ffentlicher Belange

(Offenlage)

1.

Polizeiprasidium Bonn -Stadtebauliche Kriminalprédvention- mit Schreiben vom

18.10.2013

Beschlussvorschlag
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Abwé&gung und Begrindung

Ein Hinweis auf der Planzeichnung zum Einbruchschutz wird nicht aufgenommen, da
es sich hierbei um die Ausfiihrung der Objektplanung handelt, nicht aber um einen Be-
lang, wie er zum besseren Verstandnis der Planung oder fur die stadtebauliche Beur-
teilung von Baugesuchen erforderlich ist.

Die in den Empfehlungen vorgebrachten sicherheitstechnischen Anforderungen gehen
auch uber die vom Katalog des Baugesetzbuchs erfassten Festsetzungsmaoglichkeiten
eines Bebauungsplans erheblich hinaus, teilweise fallen sie ganzlich in den Bereich der
privaten Gestaltungsfreiheit eines Bauherrn. Eine Berlcksichtigung im Bebauungsplan
kann daher nicht erfolgen.

Der Hinweis zur kostenfreien Beratung durch die Polizei kann im Rahmen der Prifun-
gen von Baugesuchen den jeweiligen Bauherren weitergegeben werden.

Wahnbachtalsperrenverband, Siegburg mit Schreiben vom 23.10.2013

Beschlussvorschlag
Der Hinweis zum Schutzstreifen der Trinkwassertransportleitung wird zur Kenntnis ge-
nommen.

Abwagung und Begriindung

Die Trinkwasserleitung verlauft ca. 8,50 m sidlich des Gewerbegebiets innerhalb der
hier festgesetzten offentlichen Verkehrsflachen und ca. 2,50-3,00 m dstlich des Ge-
werbegebiets innerhalb der Flursticke 75 und 80 innerhalb der Gemarkung Rottgen
der Bundesstadt Bonn. Diese Trassen konnten aus den Lageplanen der Hauptversor-
gungsleitungen des Wahnbachtalsperrenverbandes entnommen werden. Somit ist die
nachrichtliche Ubernahme dieser Leitung nicht erforderlich.

Nach telefonischer Rucksprache mit der SWB Energie am 13. Marz 2012 betragt der
Sicherheitsabstand dieser DN 600 — Leitung von der Leitungsachse jeweils 3,00 m
beidseitig. Damit Gberlagert der Sicherheitsabstand das Gewerbegebiet maximal 0,50
m. Die Uberbaubare Grundstiicksflache wurde allerdings bereits zur Offenlage um 0,50
m von der sudostlichen Geltungsbereichsgrenze zurtickgezogen.

Bezirksregierung Diisseldorf -Kampfmittelbeseitigungsdienst- mit Schreiben
vom 24.10.2013

Beschlussvorschlag
Die Hinweise zur Kampfmitteluntersuchung werden zur Kenntnis genommen.

Abwé&gung und Begrindung
Das Baugebiet ist, bis auf eine Teilflache im festgesetzten Sondergebiet, bereits be-
baut. Die Aufstellung des Bebauungsplans dient vorwiegend der planungsrechtlichen
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Reglementierung einer beabsichtigten stadtebaulichen Entwicklung unter Beriicksichti-
gung bereits bestehender baulicher Nutzungen. Mit erheblichen Baugrundeingriffen ist
daher nicht zu rechnen.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans ist gegentber des friihzeitig beteiligten
Entwurfs lediglich um die Herausnahme einer Grinflache im Osten des Plangebiets
verandert. Neue Flachen - also ein erganzender Bereich - sind nicht hinzugekommen.
Die Empfehlungen werden zur Kenntnis genommen. Auf der Planzeichnung des Be-
bauungsplans ist ein Hinweis vermerkt, dass im Geltungsbereich des Bebauungsplans
ein diffuser Kampfmittelverdacht besteht.

StralRen NRW -Regionalniederlassung Ville-Eifel-, Euskirchen mit Schreiben vom
08.11.2013

Beschlussvorschlag
In der Planzeichnung wird unter ,Hinweise" der in der Abwagung benannte Passus zur
Anbauverbotszone ergénzt.

Abwé&gung und Begrindung

Textliche Festsetzungen zu den Werbeanlagen wurden nicht getroffen. Auf die Sat-
zung Uber besondere Anforderungen an Werbeanlagen und Warenautomaten der
Stadt Meckenheim wurde auf der Planzeichnung verwiesen. In der Begrindung wurde
auf die Verbotstatbestédnde innerhalb der Anbauverbotszone verwiesen. Zur Klarstel-
lung wird der Hinweis zu Werbeanlagen [Auf die Satzung Uber besondere Anforderun-
gen an Werbeanlagen und Warenautomaten der Stadt Meckenheim wird verwiesen]
auf der Planzeichnung um folgenden Passus erganzt:

"Darlber hinaus ist § 28 StralRenwegegesetz (StrwG) i. V. mit 8 25 StrwWG zu beach-
ten."

Erftverband, Bergheim mit Schreiben vom 13.11.2013

Beschlussvorschlag
Der Anregung zur Regenwasserbewirtschaftung im Plangebiet wird nicht gefolgt.

Abwé&gung und Begriindung

Das Baugebiet ist, bis auf eine Teilfliche im festgesetzten Sondergebiet, bereits be-
baut. Die Aufstellung des Bebauungsplans dient vorwiegend der planungsrechtlichen
Reglementierung einer beabsichtigten stadtebaulichen Entwicklung unter Berticksichti-
gung bereits bestehender baulicher Nutzungen. Mit einer erheblichen weiteren Versie-
gelung ist nicht zu rechnen.

Im Gegenteil wird sich in einem Teilbereich - durch die Umnutzung eines Gewer-
begebiets in ein Mischgebiet - der zulédssige Versiegelungsgrad von einer GRZ 0,8 auf
eine GRZ 0,6 reduzieren. Die vorhandenen Kanalleitungen wurden nach dem generel-
len Entwasserungsprojekt so dimensioniert dass die bestehende Kanalisation zur Auf-
nahme der anfallenden Abwéasser bei GRZ 0,8 ausreichend ist. Es entsteht also eine
Entlastung der bestehenden Kanalisation.

Ein geotechnisches Gutachten, das zur Prifung der Versickerungsmdoglichkeiten im
angrenzenden Bereich des BV Herkules vom Biro Dr. Tillmanns & Partner GmbH vom
19.09.2006 und auf der Grundlage von Zusatzbohrungen am 27.06.2007 erarbeitet
wurde, zeigt auf, dass die versickerungsfahige Hauptterrasse bei - 9,40m liegt.

Das Vorschreiben insbesondere einer Versickerung in einem bereits seit Jahren ge-
nutzten Gewerbe- bzw. Sondergebiet, aber auch von sonstigen Niederschlags-
wassersammlungen ist unter diesen Umstanden technisch und wirtschaftlich nicht ver-
tretbar. Entsprechende Festsetzungen wéaren daher nicht angemessen. Es steht jedem
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Grundstlckseigentimer frei, die in der Anregung enthaltenen Vorschlage zur Gestal-
tung oder Verwendung der Materialien aufzugreifen.
Eine Empfehlung auszusprechen ist aus den gleichen Griinden nicht angeraten.

Wehrbereichsverwaltung West, Dusseldorf mit Schreiben vom 18.11.2013

Beschlussvorschlag
Die Hinweise zur Beteiligung bei baulichen Anlagen mit mehr als 50 m tber Grund
werden zur Kenntnis genommen.

Abwagung und Begriindung

Die Bauhthen werden durch textliche Festsetzungen begrenzt. Die maximal zulédssige
Gebéaudehbthe betragt ca. 15,50 m. Die gemachten Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen.

Regionalgas Euskirchen GmbH mit Schreiben vom 18.11.2013

Beschlussvorschlag
Die Hinweise zur vorhandenen Gasversorgung werden zur Kenntnis genommen.

Abwagung und Begrindung

StralRen NRW -Autobahnniederlassung Krefeld- mit Schreiben vom 25.11.2013

Beschlussvorschlag

Zul:

Der Anregung zur Zuriicknahme der tberbaubaren Grundstiicksflache im Bereich der
Anbauverbotszone der Autobahn wird nicht gefolgt. Die Begriindung wird zur Klarstel-
lung um den in der Abwagung benannten Passus erganzt.

Zu 2:

Die Hinweise auf der Planzeichnung werden um den in der Abwagung benannten Pas-
sus zur Genehmigung von bauordnungsrechtlich notwendigen Stellplatzen erganzt.

Zu 3:

Die Hinweise zur Anbauverbotszone aus der frihzeitigen Beteiligung werden zur
Kenntnis genommen.

Abwé&gung und Begrindung

1)

Die Absatze 1 bis 5 des § 9 FStrG gelten nach § 9 (7) FStrG nicht, soweit das Bau-
vorhaben den Festsetzungen eines Bebauungsplans entspricht der mindestens die
Begrenzung der Verkehrsflachen sowie an diesen gelegene Uberbaubare Grund-
stucksflachen enthalt und unter Mitwirkung des Tragers der Stral3enbaulast zustande
gekommen ist. Da der StraRenbaulasttradger seine Zustimmung zu den Uberbaubaren
Grundsticksflachen nicht gibt, ist der Bebauungsplan folglich lediglich unter Beteili-
gung des Stral3enbaulasttragers zustande gekommen. Damit ist bei Vorhaben inner-
halb der Anbauverbotszone zusatzlich zur Ubereinstimmung mit den Festsetzungen
des Bebauungsplans auch die Genehmigung des Stral3enbaulasttragers erforderlich.
An der Festsetzung der tberbaubaren Grundstiicksflachen wird dennoch festgehalten.
Die Uberbaubare Grundstiicksflache um den Geb&audebestand bleibt als stadtebaulich
begriindete Festsetzung der Stadt Meckenheim erhalten. Anderungen im Bestand oder
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Neubaumalinahmen, welche die Ausnahmegenehmigung durch die StralRenbauverwal-
tung erhalten, werden damit im Sinne einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung
reglementiert.

Bei dem Gewerbegebiet handelt es sich um ein Baugebiet, welches bereits auf der
Grundlage des im April 2011 fur unwirksam erklarten Bebauungsplans Nr. 20b im Be-
stand ist. Die Gebaude innerhalb der 40m Anbauverbotszone haben Bestandsschutz.
Im Bereich des Sondergebiets liegen innerhalb der Anbauverbotszone teilweise Stell-
platzflachen des Biro- und Verwaltungsgebaudes HERKULES im Bestand. Samtliche
Gebéaude werden Uber Gemeinde- bzw. Anliegerstraf3en erschlossen, die Autobahn-
trasse ist davon nicht betroffen.

Da die Voraussetzungen des 8 9 Abs. 7 FStrG nicht erfullt werden, ist auch das Bau-
verbot des 8§ 9 (1) FStrG nicht auRer Kraft gesetzt. (Auf der Planzeichnung wird unter
den "Hinweisen" Nr. 2 auf die Anbauverbots- und Anbaubeschrankungszone verwie-
sen). Denn die Festsetzung der Uberbaubaren Grundstiicksflache bedeutet nicht, dass
andere - nicht bodenrechtliche - Rechtsvorschriften, die einer Bebauung entgegenste-
hen, aul3er Kraft gesetzt werden. Als vergleichbares Beispiel konnen hier die durch die
Bauordnung notwendigen Abstandsflachen herangezogen werden, welche ebenso
unmittelbar wirken.

Nach Auffassung der Stadt Meckenheim kann der StralRenbaulasttrager Ausnahmen
von den Verboten der Absatze 1, 4 und 6 zulassen, da einerseits vom Stra-
Renbaulasttrager keine Beeintrachtigung der Sicherheit und des Stral3enverkehrs oder
geplante Ausbaumalnahmen geltend gemacht wurden und andererseits durch die ein-
geschréankte bauliche Nutzung des Grundstiicks in dem bisher zuldssigen Umfang, ei-
ne wesentliche Wertminderung des Grundstiicks eintritt. Zur Entschadigung ist ggf. der
Tréager der Straf3enbaulast verpflichtet.

In der Begrindung wird im Satzungsexemplar zur Klarstellung zusatzlich zu den be-
reits vorhandenen Erlauterungen erganzt, dass ein Einvernehmen mit dem Stra-
Renbaulastrager nicht hergestellt werden konnte und daher das Bauverbot des 8§ 9 (1)
FStrG durch die festgesetzten Giberbaubaren Grundstiicksflachen nicht aul3er Kraft ge-
setzt wird. Bauliche Anlagen bedirfen damit weiterhin der Zustimmung der obersten
LandesstralRenbehorde. Gemal § (3) FStrG darf die Zustimmung nach Absatz 2 nur
versagt oder mit Bedingungen und Auflagen erteilt werden, soweit dies wegen der Si-
cherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs, der Ausbauabsichten oder der Stral3enbau-
gestaltung nétig ist.

2)

In Ergénzung des Hinweises Nr. 2 wird folgendes aufgenommen:

.In dem im SO-Gebiet mit ,St2* gekennzeichneten Stellplatzflachen erteilt der Stral3en-
baulasttrager keine Genehmigung fir die Anlage von Pflichtstellplatzen innerhalb der
40 m Anbauverbotszone A 565."

3)
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und wurden teilweise bereits durch Auf-
nahme in die Begriindung bericksichtigt.

Rhein-Sieg-Kreis -Regional-/Bauleitplanung-, Siegburg mit Schreiben vom
09.12.2013

Beschlussvorschlag

Zu 1: Die Hinweise zur Abfallwirtschaft werden zur Kenntnis genommen.

Zu 2: Die Anregung zur Prifung in Bezug auf den Immissionsschutz ist im Offenla-
geentwurf bereits bertcksichtigt.

Zu 3: Die Begruindung zum Gliederungsbereich GE3 wird redaktionell korrigiert.




10.

Abwagung und Begrindung

1)
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Sie sind jedoch nicht Gegenstand der
Bauleitplanung.

2)

Die einzelne Art der baulichen Nutzungen wurde kartiert und als zuldssig in den einzel-
nen Gliederungsbereichen des Gewerbegebietes erachtet. (Die Zulassigkeit der ein-
zelnen Vorhaben wurde seinerzeit auf der Grundlage des Bebauungsplans Nr. 20b
gewahrt. Ungeachtet dessen, dass dieser nunmehr flr unwirksam erklart wurde.)

Bzgl. der Immissionskontingente wird im Gutachten bewertet, dass bei den festge-
setzten resultierenden Emissionskontingenten eine gewerbliche Nutzung mdglich ist,
ohne dass es zu Immissionskonflikten mit der angrenzenden Bebauung kommt, dass
allerdings die gewerbliche kinftige Gewerbeaktivitat eingeschrankt werden koénnte.
Aufgrund der - zwar ungultigen - aber im nunmehr unwirksamen BP Nr. 20b dennoch
festgesetzten Zaunwertfestsetzung von 55 dB(A) t/40 dB(A)n fir Gewerbe am Rande
von Wohngebieten, haben sich erheblich emittierende Betriebe nicht etabliert. Sollte es
aufgrund von Betriebserweiterungen oder Veranderungen im Betriebsablauf dennoch
zu Einschréankungen kommen, so kdnnen diese durch Einhausung, Abschirmung,
Schalldampfer etc. behoben werden.

3)

Dem Bereich des GE 3-Gebietes wird durch den Trennungsgrundsatz Rechnung ge-
tragen. Hier wurde aufgrund der vorgefundenen Nutzung ein eingeschranktes Gewer-
begebiet festgesetzt. Der Begriindungstext wird klarstellend folgendermaf3en korrigiert:
"Im Bereich des Wendehammers (GE 3) hat sich eine Nutzung auf verhaltnismalig
kleinen Grundstlcken entwickelt, welche heute nicht als gewerbegebietstypische Nut-
zung zu definieren ist. Dennoch soll dieser Teilbereich flr eine gewerbliche Nutzung
einschliel3lich der durch Festsetzung geregelten ausnahmsweise zuldssigen Nutzun-
gen sowie der Gebaude und Raume fur freie Berufe offen bleiben."

Von den nachstehenden Tragern o6ffentlicher Belange liegen Stellungnahmen
vor, Anrequngen und Bedenken wurden jedoch nicht mitgeteilt:

- Rhein-Main-Rohrleitungstransportges.mbH, Koln

- Polizeiprasidium Bonn -Verkehrsangelegenheiten-

- Bezirksregierung Kdoln -Landliche Entwicklung u. Bodenordnung
- Deutsche Bahn AG, -DB Immobilien-, KéIn

- Amprion GmbH, Dortmund

- Landwirtschaftskammer NRW, Kreisstelle RSK, Kéln

- Unitymedia NRW GmbH -Regionalbiro West-, Kassel

- Zweckverband Naturpark Rheinland, Bergheim

- AbfallLogistik Rhein-Sieg GmbH, Troisdorf

- Gemeinde Alfter

- Stadt Rheinbach

- Landesbetrieb Wald und Holz - Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft, Eitorf
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Stadt Meckenheim Aktonsaichan
Stadtplanung 61 33??3
z.H. Herrn Mezger
Bahnhofstr. 22 (bei Antwort bitte angeben)

53340 Meckenheim

Dienststelle / Sachbearbeitung
Dirk/KI/KK KP/O

KHK Walter Behnke
Polizeiprasidium Bonn
Zimmer. 0.139
Telefon: 0228 157611

Telefax:  0228/15- 1230
wal-
Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager &ffentlicher Belange .  terbennke@Polizeinr

gemiR § 4 (2) BauGB e

Bebauungsplan Nr. 20e ,,Auf dem Steinbiichel*

Sehr geehrte Herr Mezger,
sehr geehrte Damen und Herren,

Dienstgeb&ude und

- . . Lieferanschrit:
anbei Ubersende ich Ihnen meine Stellungnahme zum o.a. Bebau-  -oreransen
Kénigswinterer Str. 500,

ungsplan in Form von 2 Checklisten. 53227 Bonn

Telefon: 0228 - 15-0

Telefax: 0228 - 15-1211
poststelle. bonn@polizei.nrw.de
www.polizei.nrw.de/bonn

Offentliche Verkehrsmittel:

U-Bahn Linien: 62, 66, 68

Bus Linien: 606, 607, 635,
LA 636, 541 bis Haltestelle
T Ramersdorf

- Behnke , KHK -

Bankverbindung:

Landeskasse Kdln

Konto: 96 560

BLZ: 300 500 00 WestLB AG

IBAN: DE34 3005 0000 0000
0965 60

BIC: WELADEDD
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Anlage 1
Bebauungsplan Nr. 20e ,Auf dem Steinblichel

Hinweise zur Checkliste'

Erlauterungen:

Neben Bearbeitungshinweisen
¥ = berlicksichtigt,

= bitte prifen,

O = hier: ohne Belang

enthalt die Checkliste Kommentare (Begriindungen und z.T. Bilder), die am Bildschirm
sichtbar gemacht(1) und/oder ausgedruckt (2) werden knnen.

1. Zum Sichtbarmachen am Bildschirm gehen Sie bitte mit der Maus auf ein farblich
unterlegtes Wort und driicken die rechte Maustaste. Uber die Option ,Kommentar
bearbeiten* wird das Fenster geteilt und im unteren Bereich der Kommentar
sichtbar.

2. Zum Ausdrucken des Kommentars wahlen Sie bitte die entsprechende Option Ih-
rer Druckeinstellungen.

Checkliste fiir die stadtebauliche Kriminalpravention

1. Grundsétzliche Empfehlungen zur Verbesserung der Wohnqualitat und Infra- ff;:

struktur
¥ Die Planung allgemeiner Wohngebiete (WA), besonderer Wohngebiete (WB),

bzw. Mischgebiete (MI) sollte gegenliber monostrukturierten Nutzungen — wie sie o

auch reine Wohngebiete darstellen - angestrebt werden.

K Bautypenmischung, Beschrankung der Geschossflachenzahl sowie die Anzahl ;"

der Wohneinheiten, die durch einen Eingang erschlossen werden,

\.

& Die Grundversorgung der Bevolkerung durch eine ausreichende Infrastruktur mit f‘
Dienstleistungsangeboten im wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Bereich ist i

wiinschenswert.

B Die fuBlaufige Nahe und sichere Gestaltung der Wegeverbmdungen zu lnfrastruk— .’:

tureinrichtungen erhéht die soziale Kontrolle
Mischung unterschiedlicher GrundstiicksgréRen im Wohngebiet.

Prifung der Verkehrsberuhigung und —vermeidung in allen Bereichen z.B. durch
Stichstraften und Tempo 30-Zonen.
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Kommentar [N1]: Seite: 2

| Nutzungsmischung fiihrt zu einer
|| Belebung dieser Bereiche zu

/| den unterschiedlichsten Tages-

!| zeiten und férdert daher die

|| subjektive und abjektive Sicher-

'] heit.

Kommentar [N2]: Seite; 2

1| Mit dieser Mainahme kann

! 1| erreicht werden, dass auch

' !| groRe Wohnungen fir Familien
i /| entstehen und nicht nur Klein-
! 1| wohnungen fir Einpersonen-
"1 | haushalte mit zusétzlichem

Stellplatzbedarf.

\

Kommentar [N3]: Seite: 2

' | Schulen, Tageseinrichtungen fiir
|| Kinder, Einkaufsmoglichkeiten,
| || Arztpraxen etc. dienen nicht nur
'! || der wohnorinahen Versorgung
' | mit dem t&glich Notwendigen

sondern minimieren auch den
Mobilitatszwang. Sie erleichtern
damit Familienarbeit und die
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf vieler Frauen. Weiterhin
ermdglichen sie auch eine lénge-
re eigensténdige Lebensfilhrung
alterer Menschen mit ihnrem oft
eingeschrankten Mobilitatsradi-
us. Gleichzeitig dienen sie als
Treffpunkte fur die Einwoh-
nerfinnen, fur Jung und Alt etc.
und tragen damit zum Abbau
von Anonymitat bei.

Kommentar [N4]: Seite: 2

:' Uber unterschiedliche Grund-

stlicksgréfen kénnen verschie-
dene Haus- und somit Woh-
nungstypen gemischt werden,
Bestimmte Wohnungstypen wie
z.B. Mehrpersonenhaushalte,
Seniorenwohnungen, Einfamili-
enhauser mit Einliegerwohnung,
garantieren die Anwesenheit von
Menschen und fordern eine
altersgemischie Siedlungsstruk-
tur. Wohngebiete mit unter-
schiedlichen Wohnungsgréien
ermdglichen z.B. bei Verdnde-
rung der HaushaltsgroRe ein
Verbleiben in dem Gebiet. Sozia-
le Infrastrukturangebote wie z.B.
Kindergérten, Schulen und
Kinderspielplétze sind nur dann
langfristig tragfahige Angebote,
wenn Kinder im Wohngebiet
heranwachsen.

]




Anlage 1

Bebauungsplan Nr. 20e ,Auf dem Steinbiichel

Integration des sozialen Wohnungsbaues.
Berlicksichtigung generationeniibergreifender Wohnangebote.

2. Wohnumfeld
2.1 Griin- Frei- und iiberbaubare Flachen

Herstellen von guter und ausreichender Beleuchtung sowie Uberschaubarkeit des
offentiich begehbaren Raumes.

Berlcksichtigung eines ausrelchenden Pflanzabstandes zu Wegen, Beleuchtung
und Gebiuden sowie die Vorgabe der Pflanzenhdhe bei Hecken und Biischen
von héchstens ca. 80 cm und mindestens 2 Metern Stammlénge bei Baumen.

Grundstiickseinfriedungen/Sichtschutzmafnahmen zu frei zuganglichen Grunfla-
chen oder 6ffentlichen Bereichen sollten zur Vermeidung von Tatgelegenheiten
die Héhe von einem Meter nicht [uberschreite,.

Klare Abgrenzung offentlicher Flachen von Privatflachen durch niedrig wachsen-
de Hecken, Einfriedungen und unterschiedliche Bodenbelége.

Die Standortauswahl von Spielpldtzen soll die Sichtndhe zu Wohnungen, die Em-
sehbarkeit und gefahrlose Erreichbarkeit berticksichtigen.

Kommunikationsbereiche und multifunktional nutzbare Griin- und Frelflachen in
der N3he von Wohngebauden steigern die soziale Kontrolle,

Pflege von dffentlichem und halbéffentlichem Raum durch dle Eigentl-
mer/Péchter.

Grundstiicksflachen so anordnen, dass keine uneinsehbaren Bereiche und Angst-
rdume geschaffen werden.

Einen Arbeitsbereich moglichst zur Strafe hin ausrichten, um die Einsehbarkeit -

der Strafle vom Objekt aus zu erméglichen.

Einsehbare Gestaltung und gute Ausleuchtung des Zuganges zum Elngangsbe-

reich beriicksichtigen.

2.2 Stellflachen fiir PKW und Zweirdder

3.

=

B K

Ubersichtliche, beleuchtete und gesicherte 6ffentliche Parkplétze schaffen.

Einstellplatze maglichst auf den Grundstiicken planen — Sammelparkflachen und
abseits ge!egene und nicht emsehbare vermeiden.

Fahrradabstellplatze mlt Anschlleﬂmogllchkeﬁen des Fahrrades am Rahmen in
einsehbaren Bereichen der Anlage anbieten.

Infrastru ktur
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Kommentar [N12]: Seite: 2

Kritische Situationen kénn~ 177 . [7]
{‘ Kommentar [N13]: Seite: 3 |

F(ommentar [N14]: Seite: 3 ]

' | Gemeinschaftsstellplatzanlagen

Kommentar [Dv5] Sei-

Damit kann eine tageszeit- und
wochtagsiibergreifende Bele-
bung des Quartiers erreicht und
die Sozialkontrolle gesteigert
werden.

Kommentar [N6]: Seite: 2 W

Eine ausreichende Beleuchtung
erhéht das subjektive Sich ™ 117 I

iKommentar [N7]: Seite: 2

Ein zu enger Abstand filhr| | 121

Kommentar [N8]: Seite: 2
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Mit dieser Mafnahme wer| " [5]_

Das direkte Umfeld von H{™ 18]
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Kommentar [N15]: Seite: 3

sollten in die Bebauung integriert
werden und mit Beleuchtungs-
kérpern ausgestattet sein, um
die Ndhe und Einsehbarkeit von
den Wehnungen aus sicherzu-
stellen.

Sichtbehindernde Anlagen und
Bepflanzungen werden damit
vermieden, Gefahrenquellen

sind frihzeitig wahrnehm™ 1107
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Anlage 1

Bebauungsplan Nr. 20e ,Auf dem Steinbichel

Zulassung von Dienst- und Betriebswohnungen zur Steigerung der sozialen Kon-
trolle auch auferhalb der Dienst- und Betriebszeiten erwégen.

2l Die Zulassung von Kultureinrichtungen sowie Schank- und Speisewirtschaften
foi
prifen|.

4. Offentliche Verkehrsflichen

P¢ Gemeinsame Erschlieffung von Pkw, Fui- und Radwegen, aber deutliche Tren-

¢ Gute Beleuchtung des Verkehrsraumes.

B Mbéglichst Verzicht auf Uber- und Unterfiinrungen bei Fut- und Radwegen.
& Erschlieffung mdglichst liber Stichstralten.

Offnung von Sackgassen fiir Fult- und Radwege

Tiefgaragen und |Parkhiuser

B4 Sind Tiefgaragen unvermeidbar sollten sie als sog. ,Kellergaragen” fiir die jewei-
ligen Mehrfamilienhauser geplant werden, um den Benutzerkreis moglichst {iber-
schaubar zu gestalten. Hierbei sollte darauf geachtet werden, dass durch geeig-
nete SchlieRanlagen Uberginge zu Nachbarhdusern nicht méglich sind.

Vorgesehene Besucherparkpldtze sollten im jeweiligen Zufahrtsbereich geplant
und der Bewohnerstellplatzbereich durch z.B. ein Scherengittertor vor unberech-
tigtem Zutritt gesichert werden.

& Ausreichende und konstante Beleuchtung in allen Bereichen vorsehen.

& Tiefgaragen und deren Zugange mit graffitiresistenten und abwaschbaren Farben
anlegen.

554
Einrichten von Notrufeinrichtungen und Uberwachungsanlagen.

Anbringen von sichtbaren Hinweisschildern und Gehmarkierungen zur Orientie-
rung der Wegflihrung.

X Schaffung Uberschaubarer Areale und Vermeidung von toten Ecken.
£ Einrichtung von Frauenparkplatzen in der Nahe von Ein- und Ausfahrten und
Gewahrleistung der Uberwachung.

X Einbindung von Einzelhandels- und Dienstleistungsgeschiften mit heller Glas-
front im Anschluss an Tiefgaragenparkplatze.

& Ausleuchten und Uberschaubarkeit des Raumes mit durchsichtigen AufRenwan-
den gewdhrleisten.

® Strallenbegriinung in der Nahe von Haltestellen auf max. 80 cm begrenzen.
& Getrennte Zu- und Abgéange anlegen.
Notruf-, Uberwachungs- und Kommunikationseinrichtungen einplanen.
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Kommentar [DV21]: Seite;

Die Zulassung von Kultureinrich-
tungen sowie Schank- und
Speisewirtschaften erméglicht
eine Steigerung der Sozialkron-
trolle durch Belebung des &ffent-
lichen Raumes. Die gewdhnlich
(iber die Blrozeiten hinaus,
sowie an Wochenenden gedffne-
ten Einrichtungen fithren zu
einer tageszeitlichen und wo-
chentaglibergreifenden Nutzung
des Quartiers. Dieses hilft Taige-
legenheiten zu vermeiden und
entfaltet somit kriminalitatshem-
mende Wirkung.

[ Kommentar [N22]:

Seite: 3

Eine getrennte ErschiieRung
filhrt zu einer niedrigeren sozia-
len Kontrolle. [..[16]

Kommentar [N23]:
Seite: 3

Bevorzugung von offen gestalte-
ten, oberirdischen Stellfldchen in
Wohnungsnéhe gegeniiber
Tiefgaragen. Diese werden von
vielen Frauen als Angstraume
empfunden.

Ist eine Tiefgarage notwendig
sollte die Erschlieffung von der
Strale aus erfolgen. Diey” | 117]

L

Kommentar [N24]:
Seite: 3
[...[18]
Kommentar [N25]:
Seite: 4
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Anlage 1
Bebauungsplan Nr. 20e ,Auf dem Steinbiichel

& Umgehende Beseitigung von Miill, Beschadigungen und Graffiti.
Einsatz von vandalismusresistenten Materialien.

K Positionierung von Informationstafeln und Fahrkartenautomaten an (bersichtli-
chen Stellen.

7. Unterfiihrungen und Tunnel

O Einsehbarkeit und vandalismusresistente Ausleuchtung von Ein- und Ausgangs-
bereichen sowie des Durchganges gewahrleisten.

O Mdglichst gerade LinienfUhrung, ansonsten Installierung von Spiegeln und Ver-
meidung von dunklen Ecken und Nischen.

Installierung von Notruf- und Video-Uberwachungsanlagen.

Far Ubersichtliche und gut ausgeleuchtste Beschilderung sorgen.

Ein- und Ausgdnge behinderten- und kindgerecht gestalten, wie z.B. Rampe fiir
Rolistiihle und Kinderwagen.

O Wande mit graffitiresistenten Materialien versehen.

Qaaad

8. Einbruchschutz

Damit Einbruch hemmende MaRnahmen bereits bei der Planung von Gebauden
einbezogen werden kdnnen, miissen Architekten/innen und Bauherren/innen
umfassend und friihzeitig informiert werden.

Durch einen textlichen Hinweis im Bebauungsplan sollte deshalb auf die kostenfreie
Beratung durch die polizeilichen Beratungsstellen hingewiesen werden.

% SCHUTZ VOR EINBRUCHEN

Wohngebdude und Garagen sowie Gewerbeobjekte sollen zum wirksamen
Schutz vor Einbriichen an samtlichen Zugangsméglichkeiten mit Einbruch hem-
menden Tiren, Fenstern, Toren und Verschlusssystemen entsprechend den ein-
schlagigen Empfehlungen der kriminalpolizeilichen Beratungsstellen ausgestattet
werden.

Die Beratung ist kostenlos. Weitere Informationen erhalten Sie unter:
Tel.: 0228/157676 oder per E-mail unter: KKKPO.Bonn@polizei.nrw.de .

! Die Erstellung dieser Checkliste erfolgte anhand nachfolgend aufgefiihrter Materialien:
- Stidtebau und Kriminalprivention — Herausgeber: Programm polizeiliche Kriminalpriivention der Linder und
des Bundes (ProPK) 2003
Stidtebau und Kriminalprivention Rheinland-Pfalz — Herausgeber: LKA Rheinland-Pfalz 2002
Beriicksichtigung von Sicherheitsbelangen fiir Neubaugebicte im lindlichen Raum — Herausgeber/in: Stadt
Detmold, Gleichstellungsbeauftragte; Der Landrat als Kreispolizeibehdrde
Dokumentation der Fachtagung am 10.03.2005 — Herausgeber: Landespriiventionstat NRW
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Anlage - Gewerbe
Bebauungsplan Nr. 20e Auf dem Steinbiichel

Vorblatt zur Checkliste’

Erlauterungen:

Neben Bearbeitungshinweisen
¥ = berlicksichtigt,

= hitte prifen,

O = hier: ohne Belang

enthélt die Checkliste Kommentare (Begriindungen und z.T. Bilder), die am Bildschirm
sichtbar gemacht(1) und/oder ausgedruckt (2) werden kénnen.

1. Zur Sichtbarmachung am Bildschirm gehen Sie bitte mit der Maus auf ein farblich
unterlegtes Wort und driicken die rechte Maustaste. Uber die Option ,Kommentar
bearbeiten” wird das Fenster geteilt und im unteren Bereich der Kommentar
sichtbar.

2. Zum Ausdrucken des Kommentars wahlen Sie bitte die entsprechende Option |h-
rer Druckeinstellungen.

' Die Erstellung dieser Checkliste erfolgte anhand nachfolgend aufgefiihrter Materialien:
- Stidtebau und Kriminalprivention — Herausgeber: Programm polizeiliche Kriminalpriivention der Lander und
des Bundes (ProPK) 2003
- Stidtebau und Kriminalprivention Rheinland-Pfalz — Herausgeber: LKA Rheinland-Pfalz 2002
- Berticksichtigung von Sicherheitsbelangen fiir Neubaugebiete im lindlichen Raum — Herausgeber/in: Stadt
Detmold, Gleichstellungsbeaufiragte; Der Landrat als Kreispolizeibehorde
- Dokumentation der Fachtagung am 10.03.2005 — Herausgeber: Landespriiventionsrat NRW
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Anlage - Gewerbe

Bebauungsplan Nr. 20e Auf dem Steinblichel

Checkliste fiir die stddtebauliche Kriminalpravention

1. Umfeld

1.1 Griin- Frei- und iiberbaubare Flachen

Herstellen von guter und ausreichender Beleuchtung sowie Uberschaubarkeit des ,"‘

Berlcksichtigung eines ausreichenden Pflanzabstandes zu Wegen und Beleuch-
tung sowie die Vorgabe der Pflanzenhdhe bei Hecken und Biischen von héchs- |

tens ca. 80 cm und mindestens 2 Metern Stammlénge bei [Baumen.

Grundstiickseinfriedungen/Sichtschutzmallnahmen zu frei zuganglichen Grunfla-
chen oder o6ffentlichen Bereichen sollten zur Vermeidung von Tatgelegenheiten
die Hohe von einem Meter nicht iberschreiten|

Klare Abgrenzung offentlicher Flachen von Privatflachen durch niedrig wachsen-
de Hecken, Einfriedungen und unterschiedliche Bodenbelage.

Einen Birobereich moglichst zur Stralte hin ausrichten, um die Einsehbarkeit der
Strake vom Gebdude aus zu erméglichen.

Einsehbare Gestaltung und gute Ausleuchtung des Zuganges zum Gebéudeei-n-
gang jperiicksichtigen.

1.2 Stellfldchen fiir PKW und Zweirdder

K
5

&

Ubersichtliche, beleuchtete und gesicherte &ffentliche Parkplatze schaffen|.

Einstellplatze mbglichst auf den Grundstiicken planen — Sammelparkflachen yver-
meiden.

2. Offentliche Verkehrsflichen

=
Edl

Gute Beleuchtung des Verkehrsraumes.
Erschlieffung méglichst Giber Stichstralen.

& Offnung von Sackgassen fiir FuR- und Radwege
3. Infrastruktur

B Anbindung des Gewerbegebietes an [Bundesautobahnen oder Schnellstraien.

& Uberpriifung der Erreichbarkeit des Gewerbegebietes mit Kraftfahrzeugen tber
zielflihrende, sog. Wirtschaftwege. o

B Prifung der Zulassung von Wohnungen fiir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen
sowie fur Betriebsinhaber und Betriebsleiter zur Steigerung der sozialen Kontrolle
auch aulerhalb der Dienst- und Betriebszeiten.
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| Kommentar [N1]: Seite: 2

|| Eine ausreichende Beleuchtung
' | erhtht das subjektive Sicher-

| Kommentar [N2]: Seite: 2

'| Ein zu enger Abstand fiihrt dazu,

| Kommentar [N3]: Seite: 2

Gemah der aktuellen ,Kélner

ifle sind frihzeitig wahrnehmb,'ﬁ

heitsempfinden und ermdglicht
frihzeitig Gefahrensituationen zu
erkennen. Sichtbehindernde
Anlagen und Bepflanzungen sind
zu vermeiden, durch sie werden
Gefahrenquellen nicht friihzeitig
wahrnehmbar. . 1]

dass der Lichtkegel einge-
schrénkt und/oder die Baum-
krone und nicht die Umgel ™ 177

Studie” (Wohnungseinbriiche in
Kdin, hier: modi operandi) wird
festgestellt, dass bei Wohy | 13
Kommentar [N4]: Seite: 2 W
| o [4]
Kommentar [N5]: Seite: 2

Kritische Situationen kénnen von
Dritten beobachtet werden (sozi-
ale Kontrolle), Hilferufe werden
gehort. L. [5]

Kommentar [N6]: Seite: 2

Das direkte Umfeld von Hausern
und insbesondere der Eingangs-
bereich sollte liberschaubar sein,

um die Angst vor mégliche | T6]

Kommentar [N7]: Seite: 2

Gemeinschaftsstellplatzanlagen
sollten in die Bebauung integriert
werden und mit Beleuchtungs-
korpern ausgestattet sein, um
die Nahe und Einsehbarkeit von
den Wohnungen aus sicherzu-
stellen.

Sichtbehindernde Anlagen und
Bepflanzungen werden darit
vermieden, Gefahrenquellen

Kommentar [N8]: Seite: 2

Diese Malnahme erhéht die
subjektive Sicherheit und tragt
zur Verhinderung von Kfz-
Delikten bei. (Bl

Kommentar [N9]: Seite: 2

Es liegen Erkenntnisse vor, dass
verkehrsgiinstige Anbindungen
an Fernstralle Taigelegenheiten
fur dberérilich agierende T\.i[g]

Kommentar [N10]:
Seite: 2

Auch die Erreichbarkeit von

Gewerbegebieten dber s | 1107




Anlage - Gewerbe
Bebauungsplan Nr. 20e Auf dem Steinblichel

4. Einbruchschutz

Damit Einbruch hemmende MaRnahmen bereits bei der Planung von Gebiuden
einbezogen werden kdnnen, miissen Architekten/innen und Bauherren/innen
umfassend und frilhzeitig informiert werden.

Durch einen textlichen Hinweis im Bebauungsplan sollte deshalb auf die kostenfreie
Beratung durch die polizeilichen Beratungsstellen hingewiesen werden.

B9 SCHUTZ VOR EINBRUCHEN

Wohngeb&ude und Garagen sowie Gewerbeobjekie sollen zum wirksamen
Schutz vor Einbrichen an samtlichen Zugangsmdglichkeiten mit einbruchhem-
menden Tiren, Fenstern, Toren und Verschlusssystemen entsprechend den ein-
schlagigen Empfehlungen der kriminalpolizeilichen Beratungsstellen ausgestattet
werden.

Die Beratung ist kostenlos. Weitere Informationen erhalten Sie unter:
Tel.. 0228/157676 oder per E-mail unter: KKKPO.Bonn@polizei.nrw.de
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Seite 2: [1] Kommentar [N1] NW022905
Seite: g

Eine ausreichende Beleuchtung erhéht das subjektive Sicherheitsempfinden und er-
moglicht frihzeitig Gefahrensituationen zu erkennen. Sichtbehindernde Anlagen und

Bepflanzungen sind zu vermeiden, durch sie werden Gefahrenquellen nicht frilhzeitig
wahrnehmbar.
T om o ¢

Seite 2: [2] Kommentar [N2] NW022905
Seite: 2

Ein zu enger Abstand fiihrt dazu, dass der Lichtkegel eingeschréankt und/oder die
Baumkrone und nicht die Umgebung ausgeleuchtet wird.

Hohe Mauern bzw. Hecken verhindern sowohl die Einsehbarkeit des StraRenraumes
als auch des Hauses und damit die soziale Kontrolle von beiden Bereichen.

Beim Durchqueren derartiger Wohngebiete entsteht ansonsten schnell ein Gefiihl der
Unsicherheit. Einbrechern bieten derartige Grundstiicke nach Uberwinden dieses
Hindernisses ideale Voraussetzungen fir ein ungestortes ,Wirken“. Gleichzeitig sollte
der private Bereich vor dem Haus eindeutig identifizierbar sein

Seite 2: [3] Kommentar [N3] NW022905
Seite: 2

Gemal der aktuellen ,Kolner Studie” (Wohnungseinbriiche in Kdln, hier: modi ope-
randi) wird festgestellt, dass bei Wohnungseinbriichen die sog. ,Fenstertiren* (Ter-
rassentlren) von Tatern zu 52,05 %, Fenster zu 26,49 % angegangen werden.



Seite 2: [4] Kommentar [N4] NWO022905
Seite: 2

Hecken: o | Axzentuisrte Begflanzung. dis in Augenhidhe ausrsichends

Dar verstindlche Wunsch nach Abschirmung koligiast mi Sichibeziehungen zuldsst und ausrsichend Abstand zu cen
der kririnalprdventiven Fosderung nach TRansparenz, Ganduden hat.
Seite 2: [5] Kommentar [N5] NW022905

Seite: 2

Kritische Situationen kdnnen von Dritten beobachtet werden (soziale Kontrolle), Hilfe-
rufe werden gehort.

Seite 2: [6] Kommentar [N6] NW022905
Seite: 9

Das direkte Umfeld von Hausern und insbesondere der Eingangsbereich sollte iber-
schaubar sein, um die Angst vor moglicherweise ,versteckten“ Tatern nicht entstehen
zu lassen.

Seite 2: [7] Kommentar [N7] NWO022905
Seite: : 2

Gemeinschaftsstellplatzanlagen sollten in die Bebauung integriert werden und mit
Beleuchtungskorpern ausgestattet sein, um die Nahe und Einsehbarkeit von den
Wohnungen aus sicherzustellen.

Sichtbehindernde Anlagen und Bepflanzungen werden damit vermieden, Gefahren-
quellen sind frihzeitig wahrnehmbar.




Rauriche integration dar Stelipiitze in das Wolnumsald

Seite 2: [8] Kommentar [N8] NW022905
Seite: 2

Diese Mallnahme erhoht die subjektive Sicherheit und tragt zur Verhinderung von
Kfz-Delikten bei.

Seite 2: [9] Kommentar [N9] NW022905
Seite: 2

Es liegen Erkenntnisse vor, dass verkehrsglinstige Anbindungen an Fernstralte Tat-
gelegenheiten fir Gberértlich agierende Tater bieten.

Seite 2: [10] Kommentar [N10] NW022905

Seite: 2

Auch die Erreichbarkeit von Gewerbegebieten liber sog. Wirtschaftswege, insbeson-
dere wenn sie unbeleuchtet sind, beglinstigen Tatgelegenheiten.



Seite 2: [1] Kommentar [N6] NW022905 14.02.2013 08:57:00
Seite: 5

Eine ausreichende Beleuchtung erhoht das subjektive Sicherheitsempfinden und er-
maoglicht friihzeitig Gefahrensituationen zu erkennen. Sichtbehindernde Anlagen und
Bepflanzungen sind zu vermeiden, durch sie werden Gefahrenquellen nicht friihzeitig
wahrmehmbar. Aus kriminalpréventiver Perspektive ist eine Gesichtserkennung bei
Dunkelheit aus 4-5 Metern Entfernung wilinschenswert. Weiterhin sollte darauf ge-
achtet werden, dass die Beleuchtung mit der Bepflanzung korrespondiert und bei
fortgeschrittener Vegetation nicht die Baumkronen von oben beleuchtet werden.

Seite 2: [2] Kommentar [N7] NW022905 14.06.2007 16:58:00
Seite: 2

Ein zu enger Abstand fuhrt dazu, dass der Lichtkegel eingeschrankt und/oder die
Baumkrone und nicht die Umgebung ausgeleuchtet wird. Hinzu kommt, dass die Be-
pflanzung als Aufstieghilfe zum Einstieg in Geb&aude tiber das Dach oder Fenster im
Obergeschoss genutzt werden kann.

Hohe Mauern bzw. Hecken verhindern sowohl die Einsehbarkeit des StraRenraumes
als auch des Hauses und damit die soziale Kontrolle von beiden Bereichen.

Beim Durchqueren derartiger Wohngebiete entsteht ansonsten schnell ein Gefiihl der
Unsicherheit. Einbrechern bieten derartige Grundstiicke nach Uberwinden dieses
Hindernisses ideale Voraussetzungen flr ein ungestortes ,Wirken*. Gleichzeitig sollte
der private Breich vor dem Haus eindeutig identifizierbar sein

thezizhungen u

Seite 2: [3] Kommentar [N8] NW022905
Seite: 2

Gemal} der aktuellen ,Kélner Studie” (Wohnungseinbriiche in Kéln, hier: modi ope-
randi) wird festgestellt, dass bei Wohnungseinbriichen die sog. ,Fenstertiiren” (Ter-
rassentlren) von Tatern zu 52,05 %, Fenster zu 26,49 % angegangen werden.

Seite 2: [4] Kommentar [N9] NW022905
Seite: 2



—— - Skzentuierts Bapflanzung, dis in Augerhike susrsichends

Der verstindliche Wunsch nach Abschirmung kofligiert mit Sichitbeziehungen zulisst unc ausreichenit Abstand zu den
der kriminalpraventiven Farderung nach Traneparsiz. Feraucen hat
Seite 2: [5] Kommentar [N10] NW022905

Seite: 2

Die Beaufsichtigung der Kinder wird dadurch erleichtert, ohne dass sich standig eine
Begleitperson auf dem Spielplatz aufhalten muss. Kinder kdnnen selbststindig den
Spielplatz erreichen.

T L

Seite 2: [6] Kommentar [N11] NW022905
Seite: 2

Mit dieser Malinahme werden soziale Kontakte und soziale Kontrolle geférdert. Sie
entsprechen insbesondere den Freizeitbedlrfnissen von Jugendlichen.

Seite 2: [7] Kommentar [N12] NwW022905
Seite: 3

Kritische Situationen kénnen von Dritten beobachtet werden (soziale Kontrolle), Hilfe-
rufe werden gehért.

Seite 2: [8] Kommentar [N13] NW022905
Seite: 3



Das direkte Umfeld von Hausern und insbesondere der Eingangsbereich sollte {iber-
schaubar sein, um die Angst vor méglicherweise ,versteckten® Tatern nicht entstehen
zu lassen.

Seite 2: [9] Kommentar [N14] NW022905
Seite: 3

Die zentrale Er-
reichbarkeit hilft
die Verwahrlo-
sung des Umfel-
des zu vermei-
den.

Die Einsehbarkeit
fordert die Mog-
lichkeit zur sozia-
len Kontrolle.

Seite 2: [10] Kommentar [N15] NW022905
Seite: 3

Gemeinschaftsstellplatzanlagen sollten in die Bebauung integriert werden und mit
Beleuchtungskdrpern ausgestattet sein, um die Nahe und Einsehbarkeit von den
Wohnungen aus sicherzustellen.

Sichtbehindernde Anlagen und Bepflanzungen werden damit vermieden, Gefahren-
quellen sind friihzeitig wahrnehmbar.

Raurniizhe integralion der Steiipiitze in das Woknursdeld

Seite 2: [11] Kommentar [N16] NW022905
Seite: 3

Diese MaBnahme erhoht die subjektive Sicherheit und trégt zur Verhinderung von
Kfz-Delikten bei.

Seite 2: [12] Kommentar [SD17] Schiirmann, Detlev 25.09,2012 09:11:00
Quer- und Schrégstellplatze verbrauchen mehr StraRenraum, bieten jedoch mehr
Parkmoglichkeiten. Hinzu kommt ihre kriminalpraventive Komponente. Bei auf der



Fahrbahn langs abgestellten Kraftfahrzeugen fallt eine tatgeneigte Person, auch bei
Dunkelheit, die im Vorbeigehen auf dem parallel verlaufenden Gehweg fliichtig in
den Fahrzeuginnenraum (auf der Suche nach mdglichem Diebsgut) schaut nicht auf.
Bei Quer- und Schrégstellplatze muss ein potentieller Tater um die Kraftfahrzeuge
herum- bzw. zwischen ihnen hindurchgehen. Dieses Verhalten ist aufféllig und erhoht
das Entdeckungsrisiko bei einem Kraftfahrzeugdelikt.

Seite 2: [13] Kommentar [N18] NW022905
Seite: 3

Seite 2: [14] Kommentar [N19] NW022905 17.07.2009 14:48:00
Seite: 2

Es liegen Erkenntnisse vor, dass verkehrsgiinstige Anbindungen an Fernstrafle Tat-
gelegenheiten fur Uberértlich agierende Tater bieten.

Seite 2: [15] Kommentar [N20] NW022905 17.07.2009 14:52:00

Seite: 2

Auch die Erreichbarkeit von Plangebieten iber sog. Wirtschaftswege, insbesondere
wenn sie unbeleuchtet sind, beglnstigen Tatgelegenheiten.

Seite 3: [16] Kommentar [N22] NW022905 14.05.2008 13:47:00

Seite: 3

Eine getrennte Erschlieung fiihrt zu einer niedrigeren sozialen Kontrolle.
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[17] Kommentar [N23]
Dieses erhoht die _s_oziale Kontrolle.

gegenuber Tiefgaragen. Diese werden von vielen Frauen als Angstrdume empfun-

den.

zhes

=

=g
Seite 3: [18] Kommentar [N24]

Seite 3

Ist eine Tiefgarage notwendig sollte die ErschlieBung von der StralRe aus erfolgen.

Bevorzugung von offen gestalteten

Seite

e
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Anregungen

zum Abwagungsvorschlag

der

Verwaltung

- Ziffer 2 der Anlage

WAHNBACHTALSPERRENVERBAND

- Kérperschaft des dffentlichen Rechts -

Wahnbachtalsperrenverband - Siegelsknippen - 53721 Siegburg

Stadt Meckenheim
Stadtplanung Liegenschaften
Herr Mario Mezger
Banhnhofstrale 22

53340 Meckenheim

Der Geschéftsfiihrer

Planungs- u. Bauabteilung

Ihr Ansprechpartner: Vera Férster
Funktion: Sachbearbeiterin
Aktenzeichen:

Unser Zeichen: Eck/Fo

Email: vera foerster@wahnbach.de
Tel: 02241 128 123

Fax: 02241 128 116

Ihr Zeichen:
Ihre Nachricht:

Datum: 23.10.2013

Ihre Anfrage vom 18.10.2013 beziiglich der 49, Anderung des Flichennutzungsplanes

und des Bebauungsplanes Nr. 20e "Auf dem Steinbiichel"

Sehr geehrter Herr Mezger,

nach Prifung lhrer o0.a. Anfragen teile ich Ihnen mit, dass bei Ihren Vorhaben der Schutz-
streifen der Hauptversorgungleitung (HVL) DN 600 des Wahnbachtalsperrenverbandes von
Villiprott nach Meckenheim (461) bei Station ca. 2+750 — 3+120 betroffen ist. Die Leitung
besteht aus Stahirohren. Der Schutzstreifen hat eine Breite von 6 m.

Anliegend erhalten Sie eine Ubersichtskarte sowie die Anweisung zum Schutz der Trinkwas-

sertransportieitung.

Fur Abstimmungs- und Koordinationsgespréche stehen lhnen Herr Dipl.-Ing. G. Holst,
Tel. 02241 128 122 oder 0173 21 27 232 und Herr Dipl.-ing. P. Tybel, Tel 02241 128 113

oder 0173 21 27 230 gerne zur Verfligung.

{’\Mit freundlichen GriiRen

Ry

WA
f\‘ |

A l\ X,
Nbl‘bert Eckschlag

Anlagen

Vorsteher Landral Frithjof Kiihn
Geschéaftsfiihrer Norbert Eckschlag
Tel.: 02241/128-0

Fax: 02241/128-108

Kreissparkasse Koin

(BLZ 370 502 99) Kto.-Nr. 001 006 360
IBAN: DE 13 3705 0299 0001 0063 60
SWIFT-BIC: COKSDE33

UST-IdNr. DE 123103760
Steuer-Nr.: 220/5988/0815
www,wahnbach.de

info@wahnbach.de
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Bezirksregierung Diisseldorf

Anregungen zum_ Abwagungsvorschiag der

Verwaltung - Ziffer 3 der Anlage 1

Bezirksregierung Dusseldorf, Postfach 300865, 40408 Diisseldorf

Stadt Meckenheim
Ordnungsamt
Bahnhofstr. 22
53340 Meckenheim

Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) / Luftbildauswertung
Meckenheim, Bebauungsplan Nr. 20 e Auf dem Steinbtichel

Ihr Schreiben vom 10.10.2013

Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen
liefern Hinweise auf vermehrte Kampfhandlungen im beantragten Be-
reich. Die Auswirkungen der Kampfhandlungen sind in der beigeftigten
Karte nicht dargestellt. Ich empfehle eine Uberpriifung der zu iiber-
bauenden Fliche auf Kampfmittel. Die Beauftragung dieser Uberprii-
fung erfolgt Uber das Formular Antrag auf Kampfmitteluntersuchung auf un-
serer Internetseite”.

Sofern es nach 1945 Aufschittungen gegeben hat, sind diese bis auf das
Gelandeniveau von 1945 abzuschieben. Zur Festlegung des abzuschie-
benden Bereichs und der weiteren Vorgehensweise wird um Terminab-
sprache fur einen Ortstermin gebeten. Verwenden Sie dazu ebenfalls
das Formular Antrag auf Kampfmitteluntersuchung.

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie
Rammarbeiten, Pfahlgrindungen, Verbauarbeiten etc. empfehle ich zu-
sétzlich eine Sicherheitsdetektion. Beachten Sie in diesem Fall auf unse-
rer Internetseite das Merkblatt fiir Baugrundeingriffe.

Teile der beantragten Flache sind von mir bereits ausgewertet worden.
Bezuglich des alten Ergebnisses verweise ich auf die Stellungnahme
22.5-3-5382032-371/11 vom 03.01.2012. Die obigen Empfehlungen be-
ziehen sich daher ausschlieRlich auf den Ubrigen, ergdnzenden Bereich.

Weitere Informationen finden Sie auf unserer Internetseite
www.brd.nrw.de/ordnung gefahrenabwehr/kampimittelbeseitiguna/index.jsp

* Zur Kampfmitteluberpriifung werden zwingend Betretungserlaubnisse der betroffenen Grundstii-
cke und eine Erkldrung inkl. Plane tber vorhandene Versorgungsleitungen benétigt. Sofern keine
Leitungen vorhanden sind, ist dieses schriftlich zu bestatigen.

Datum 24.10.2013
Seite 1 von 2

Aktenzeichen:
22.5-3-5382032-326/13/

bei Antwort bitte angeben

Herr Schwiering
Zimmer 116
Telefon:

0211 475-9710
Telefax:

0211 475-9040
kbd@brd.nrw.de

Dienstgebaude und
Lieferanschrift:
Miindelheimer Weg 51
40472 Disseldorf
Telefon: 0211 475-0
Telefax: 0211 475-9040
poststelle@brd.nrw.de
www.brd.nrw.de

Offentliche Verkehrsmittel:

DB bis D-Flughafen,

Buslinie 729 - Theodor-Heuss-
Briicke

Haltestelle:

Mindelheimer Weg

Fulweg ca. 3 min

Zahlungen an:

Landeskasse Dusseldorf
Konto-Nr.: 4 100 012

BLZ: 300 500 00 West LB AG
IBAN:
DE41300500000004100012
BIC:

WELADEDD


mschiffer
Schreibmaschinentext
Anregungen zum Abwägungsvorschlag der
Verwaltung - Ziffer 3 der Anlage 1


Bezirksregierung Diisseldorf

Datum 24.10.2013
Seite 2 von 2

Im Auftrag

(Schwiering)



5611400
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§611200

5611100

5611000

5610900

5610800

362300 362400 362500 362600 362700
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i : Legende
Bezirksregierung g
Diisseldorf Diese Karte darf nur gemeinsam mit aktuelle Antragsfiache — Laufgraben
der zugehdrigen textlichen Stellung- Antragsfische mm Panzergraben

Aktenzeichen :
22.5-3-5382032-326/13

MaRstab : 1:3.000
Datum : 24.10.2013

nahme verwendet werden.

Nicht relevante Objekte ausserhalb
des beantragten Bereichs sind
ausgeblendet.

O Blindgangerverdachtspunkt
geraumte Blindganger
gerdumte Flache

[TI]] Detektion nicht méglich

Schiitzenloch
militarische Anlage

Stellung
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Anregungen _zum_ Abwagungsvorschlag der {gf ’

Verwaltung - Ziffer 4 der Anlage 1 S',
raBen.Nrw.

landesbetrieb StraBenbau Nordrhein-Waeslfalen

Landesbetrich StraBenbau Nordrhein-Westfalen Reglonalnlede rlassung Vl“e-EleI

Regionalniederlassung Ville-Eifel
‘Postfach 120161 - 53874 Euskirchen

ontakt: Frau Hess

Stadt Meckenheim efon:  02251-796-210, Mobil: 015201594290
gtac:;plahn:J?QS . 0211-87565-1172210
ostfac . .
. -Mail: marlis. hess@strassen nrw.de
53333 Meckenheim @

ichen: 21000/40400.020/1.13.03.06/07(330/331/13
(Bei Antworten bitte an geben.)
Datum; 08.11.13

49. Anderung des Flichennutzungsplanes und Bebauungsplan Nr.20 e wAuf K(lg_r_l}_Steinbii-
chel“: Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB
hier: Ihr Schreiben vom 10.10.2013; Az:

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen die 0. g. Bauleitplanung bestehen seitens der StraRenbauverwaltung grundsitzlich keine
Bedenken.

Tch weise darauf hin, dass die StraBenbauverwaltung nicht priift, ob SchutzmaBnahmen gegen den
Larm durch Verkehr auf der A565 erforderlich sind. Eventuell notwendige MaBnahmen gehen zu
Lasten der Stadt Meckenheim.

Auch kiinftig kénnen keine Anspriiche in Bezug auf Lirmsanierung gegeniiber dem Landesbetrieb
geltend gemacht werden.

In Bezug auf die Auflagen (auch auf die Werbeverbotszone)seitens der

Autobahnniederlassung Krefeld
Hansastr. 2
47799 Krefeld

ist die Stellungnahme von dort einzuholen.

Entgegen der textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes ist nicht die Satzung der Stadt Me-
ckenheim allein fiir die besonderen Anforderungen an Werbeanlagen heranzuziehen. Da die L 158
in diesem Bereich auBerhalb der Ortsdurchfahrt liegt, sind die straBenrechtlichen Belange heran-
suziehen und im Einzelfall unter Beteiligung des Landesbetriebes zu beurteilen.

Grundsitzlich gilt:
In Bezug auf die Errichtung von Werbeanlagen ist § 28 SUWG 1. V. m. § 25 StriWG zu beachten.
Die Werbeanlagen sind nur an der Stétte der Leistung und nur bis zur jeweiligen Gebiudeoberkan-

StraBen.NR W-Betriebssitz - Postfach 10 16 33 - 43816 Gelsenkirchen - Regionalniederlassung Ville-Eifel

Telefon: 0209/3808-0

Internet: www.strassen.nrw.de - E-Mail: kontakt@strassen.nrw.de Jitlicher Ring 101 - 103 - 53879 Euskirchen
Postfach 120161 - 53874 Euskirchen

WestLB Diisseldorf - BLZ 30050000+ Konto-Nr 4005815 Telefon: 02251/796-0

IBAN: BIC: kontakt.rnl.ve@strassen.nrw.de

Steuernummer: 319/5972/0701
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Mit £reu1j lichen Griien
Im Au

arlisHess



Bereich Abwassertechnik

Erftverband | Posifach 1320 | 50103 Bergheim

Stadt Meckenheim
Herrn Mezger
Bahnhofstr. 22
53340 Meckenheim

Erf't =Verband

Wasserwirtschaft
far unsere Region.

zum_Abwagungsvorschlag der

Anregungen
Verwaltung - Ziffer 5 der Anlage 1
Abtsilung Technische Dienste
Ihr Ansprechpartner Sascha Giindel
Durchwahl (0 22 71) 88-12 56
Telefax (0 22 71) 88-19 10
Email  bauleitplanung

Unser Zeichen
Aktenzeichen

Bergheim, 13. November 2013

Offenlage des Bebauungsplanes Nr. 20e "Auf dem Steinbiichel" und
der damit verbundenen 49. Flachennutzungsplanidnderung

Ihr Schreiben vom 18.10.2013

Sehr geehrter Herr Mezger,
sehr geehrte Damen und Herren,

im Rahmen unserer Stellungnahme vom 10.10.2012 hatten wir zur
Bebauung der ehemaligen Spielplatzflache Stellung genommen und eine
Zunahme der Versickerung beméngelt. Sofern aber — wie im Erlauterungs-
bericht dargestellt — jetzt in der Neuaufstellung ein geringerer Ver-
siegelungsanteil als im Ursprungsplan (Stand vor der Bebauung des
Spielplaizes) festgesetzt werden soll, bestehen gegen die Neuplanung in
dieser Hinsicht keine Bedenken. Ansonsten werden Festsetzungen von
Grundachern sehr begriBt. Erganzend sollte die Sammlung und Nutzung
von Niederschlagswasser — wenn schon nicht festgesetzt — zumindest als
Empfehlung angesprochen werden.

Des Weiteren sollte fir das Regenwasser aus dem Bereich IT-Campus
eine Versickerung festgesetzt werden. Im 1. Bauabschnitt wurde dies
schon ausgefihrt.

Mit freundlichen GrliBen

dt«'ﬂ‘mwm
Prof. Dr.-Ing. Henning Heidermann
Abteilungsleiter

i. A

@ erftverband.de
A1/101-100
TB A1 80502

Erftverband

Am Erftverband 6
50126 Bergheim

Fon (02271) 88-0
Fax (02271)88-1210
www.erftverband.de
info@erftverband.de

Commerzbank Bergheim
Konto 390 400 000
BLZ 370 400 44

Kreissparkasse Ké&ln
Konto 142 005 895
BLZ 370502 99

Deutsche Bank AG Bergheim
Konte 4 710 000
BLZ 370 700 60

Volksbank Erft eG
Konto 1001098019
BLZ 370 692 52

Vorsitzender des
Verbandsrates:
Blrgermeister
Albert Bergmann
Vorstand:

Bauassessor Dipl.-Ing.
Norbert Engelhardt

zertifiziert nach
(d\ @\
\DVG ’ DVG! ’
150 3001 ISFHO

Qualitéts- und
Umweltmanagement

DWATS :

BESTATIGT
Technisches
Sicherheitsmanagement
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#Bundesamt fir Infrastruktur, Umweltschutz L

und Dienstleistungen der Bundeswehr =

Kompetenzzentrum Baumanagement Diisseldorf L
- Referat K —TOB-... Wehrverwaltung

Stadt Meckenheim Wir. Dienen. Deutschland.

Bundesamt fiir Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstlgi HAUSANSCHRIFT: Wilhelm-Raabe-Str. 48,

40470 Dusseldorf
e (0211) 959 — 2386
FAX: (0211) 959 — 4895

. GANC :

Stadt Meckenheim EIN “"”&"ﬂ‘“%i““” _ e a2l

Bahnhofstr. 22 E-MAIL: WBVWESTIUWATOEB@bundeswehr.org
(bis 30.12.2013)

53340 Meckenheim searBETER: Herr von den Driesch

Dusseldorf, denMovember 2013

Bei Schriftwechsel unbedingt
angeben:
Ord-Nr.:West1 C 064 11 b

Bauleitplanung;
hier: Bebauungsplan Nr. 20e "Auf dem Steinbiichel" der Stadt Meckenheim

Thr Schreiben vom 18.10.2013 - Az 0.26

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Threm Schreiben vom 18.10.2013 benachrichtigen Sie mich tiber die 6ffentliche Auslegung
der o.a. Planung. Zu der Planung habe ich bereits am 19.01.2012 Stellung genommen. Die

vorgenommenen Anderungen zur erstmaligen Beteiligung haben meinerseits zu keinem anderen
Priifergebnis gefiihrt.

Meine Stellungnahme vom 19.01.2012 in dieser Angelegenheit gilt daher vollinhaltlich weiter.

Mit freundlichem GruB3
im Auftrag

Hor Lokl i

von den Driesch
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Anreqgungen zum Abwagungsvorschlag der
Verwaltung - Ziffer 7 der Anlage 1

Sie betrachten:  Bebauungsplan "Auf dem Steinbiichel" - Offenlagebeschluss
Verfahrensschritt: Offentliche Auslegung gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB
Zeitraum: 24.10.2013 -25.11.2013

[1] Stellungnahme wurde abgegeben!

Sachbearbeiter: Roif Ingo Grunefeld Redakteur

- Behéorde: F{egmnalgas Eusklrchen GmbH & Co KG

| Abgabedatum: f 18 11 2013

. Aklenzeichen:

- Sehr geehrte Damen und Herren

Stellungnahme:

im dargestellten Planbereich sind Anlagen zur Erdgas-Versorgung vorhanden. Gegen die
. beabsichtigte Anderung bestehen seitens der Regionalgas Euskirchen keine Bedenken, soweit der
: Bestand unserer Erdgas-Versorgungsanlagen gewahrleistet bleibt.

Zur beabsichtigten Verbreiterung der StraBe "Auf dem Steinbiichel” zwischen der GrenzstraBe und 5
der Gudenauer Allee weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass unsere Erdgas-Versorgungsleitung auf
der SiraBenseite liegt, auf der Sie die StraBenverbreiterung planen. :

- Des Weiteren méchten wir darauf hinweisen, dass evil. AusgleichsmaBnahmen, insbesondere das
- Anpflanzen von Baumen, grundsatzlich auRBerhalb unserer Leitungstrassen anzustreben sind.

: Hierbei verweisen wir auf das Merkblatt "Baumstandorte und untetirdische Ver- und
: Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaﬂ furStraBen und Verkehrswesen

Keme Nachrrage / Erganzungen vorhanden

Nachtréage:

1/1
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Anregungen zum Abwagungsvorschlag der
Verwaltung - Ziffer 8 der Anlage 1

traflen.now.

Stadt MeCkenheimo desbetrieb StraPenbau NordrheinWestfalen
N /

_andesbetrieb Strafienbau Nordrhein-Westfalen N ' H Oi)ail“ﬂlederlassung Krefeld
ntobahnniederlassung Krefeld
“nstfach 101352 - 47713 Krefeld Ei N GAN G
Kontakt: ~ Frau Ute Tillmann
stadt Meckenheim Telefon: ~ 02151-819-347
‘ostfach 1180 Fax: 02151-819-420

3333 Meckenheim

E-Mail: Ute. Tillmann@strassen.nrw.de
Zeichen:  20200/40400.020/1.13.03.06/07_A565

(Bei Antworten bitte angeben.)
Datum: 25.11.2013

49. Anderung des Flichennutzungsplanes der Stadt Meckenheim und
Bebauuggsplan Nr. 20 e ,,Auf dem Steinbiichel“

T_:_)urchfiihrung Behordenbeteiligung gemaRk § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) /
Offentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)

lhr Schreiben vom 10.10.2013

Sehr geehrte Damen und Herren,
Sehr geehrter Herr Mezger,

seitens des Landesbetriebes StraRenbau NRW, Autobahnniederlassung Krefeld werden erhebli-
che Bedenken gegen die o.a. Bauleitplanung erhoben.

Gemah § 9 (1) FernstraRengesetz dirfen innerhalb der 40 m Anbauverbotszone keine Hoch-
bauten errichtet werden.

Ebenso unter das gesetzliche Anbauverbot nach § 9 Abs. 1 FernstraRengesetz fallen fur den
Hochbau zwingend notwendige, baurechtlich vorgeschriebene Anlagen wie Stellplatze oder Feu-
erwehrumfahrten.

Einer Festsetzung der Baugrenze innerhalb der Anbauverbotszone, wie im Gewerbegebiet
_GrenzstraRe* dargestellt (vgl. auch Seite 14 Pkt. 2.4), wird diesseits auf keinen Fall zuge-
stimmt.

Abweichungen von den Bestimmungen des Fernstralengeseizes bedirfen auf Grund der rechtli-
chen Problematik generell der Genehmigung/Zustimmung der StraRenbauverwaltung aullerhalb
des Bebauungsplanverfahren.

Fur die parallel zur A 565 im SO-Gebiet als ,St2“ gekennzeichnete Stellplatzflache, wird gebeten
auf das Verbot der Anlage von Pflichtstellplatzen innerhalb der 40 m Anbauverbotszone der
A 565 hinzuweisen.

StraBen NRW-Betriebssitz - Postfach 10 16 53 - 45816 Gelsenkirchen - Autobabnuiederlassung Krefeld

Telefon: 0209/3808-0

Internet: www.strassen.nrw.de - E-Mail: kontakt@strassen.nrw.de HansastraBe 2 - 47799 Krefeld
Postfach 101352 - 47713 Krefeld

Landesbank Hessen-Thiiringen - BLZ 30050000- Konto-Nr 4005815 Telefon: 02151/819-0

Steuernummer: 319/5972/0701 kontakt.anl kr@strassen.nrw.de

Parken ist im benachbarten, 6ffentlichen Parkhaus moglich
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Darilber hinaus verweise ich auf die hiesige Stellungnahme vom 02.02.2012 - Az:
20200/40400.010/1.13.13.06/07-A 565 mit der Bitte um weitere Beachtung.

i
Mityfreundiichen GriiRen
Im Auftrag

J‘.

(Ute Tillmann)



:rhein-sieg-kreism
Der Landrat

Anregungen zum Abwagungsvorschiag der
Verwaltung - Ziffer 9 der Anlage 1

Rhein-Sieg-Kreis = Der Lar{drat » Posttach 13 31 = 33703 Si

egburg | /
Stadt Meckenheim {Planungsamt
Stadt Meckenheim 61.2 Regional- und Bauleitplanung

Frau Fischer
Bahnhofstrale 22 . 12 DEZ. 7013 Zimmer: A 12.05
53340 Meckenheim Lfﬂ ! Telefon: 02241/13-2323
@i 4+ (Telefax: = 02241/13-2430
‘ kEiNGANG f E-Mail: theresia.fischer
@rhein-sieg-kreis.de

'5

Datum und Zeichen lhres Schreibens " Mein Zeichen Datum
E-mails vorn 18.10.2013 61.2-Fi 09.12.2013
49. And. FNP; BP Nr. 20e ,Auf dem Steinbiichel*

-Parallelverfahren-

= 49. Anderung des Flachennutzungsplanes
und

= Aufstellungsverfahren des Bebauungsplans Nr. 20e ,,Auf dem Steinbiichel”
Beteiligung gemaf §4(2) BauGB

Sehr geehrter Herr Mezger,

sehr geehrte Damen und Herren,

zu den vorgenannten Bauleitplanverfahren wird wie folgt Stellung genommen:
Abfallwirtschaft:

Der Einbau von Recyclingbaustoffen ist nur nach vorhergehender wasserrechtlicher Erlaubnis
Zulassig.

Im Rahmen der Baureifmachung der Grundsticke anfallendes bauschutthaltiges oder
crganoleptisch auffdlliges Bodenmaterial (z. B. aus Bodenauffullungen) ist ordnungsgemaf zu
entsorgen.

Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein-Sieg-
Kreis — Amt fur Technischen Umweltschutz — anzuzeigen. Dazu ist die Entsorgungsanlage
anzugeben oder die Wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen.

Immissionsschutz:

Der Bebauungsplan beabsichtigt die Uberplanung bestehender Nutzungen. Es wird angeregt,
unter Berlicksichtigung von Bestandsschutz und betrieblichen Entwicklungsméglichkeiten die
einzelnen Nutzungen hinsichtlich ihrer kinftigen Zulassigkeit zu (berprifen, diesbeziglich
Aussage zu treffen und ggfls. z.B. Uber eine ,Fremdkérperfestsetzung” nach §1(10) BauNvVO
planungsrechtlich zu steuern.

1
Behindertenparkplitze Dienstgebiude Kaiser-Wilhelm-Platz 1 ’ Konten der Kreiskasse
befinden sich vor dem 53721 Siegburg 001 007 715 Kreissparkasse Kaln (BLZ 370 502 99)
Haupteingang (Zufahrt Tel. (022 41) 13-0 IBAN: DE94 3705 0299 0001 0077 15
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Schreibmaschinentext
Anregungen zum Abwägungsvorschlag der
Verwaltung - Ziffer 9 der Anlage 1


Um den Verdacht eines sog. ,Etikettenschwindels“ auszurdumen, wird angeregt, das geplante
GE3 im Bereich des Wendehammers, zumindest die diesbezulgliche Begriindung zu uberdenken.
Es

handelt sich hier um eine scheinbar bereits verfestigte Nutzung, die keinem GE entspricht und der
nicht allein eine Verkehrslarmvorbelastung entgegen gehalten werden kann. Die Begriindung zum
Bebauungsplanentwurf fiihrt hierzu aus:

Im Bereich des Wendehammers (GE 3) hat sich eine Nutzung auf verhéltnismaBig kleinen
Grundstiicken entwickelt, welche heute nicht als gewerbegebietstypische Nutzung zu
definieren ist. Dennoch soll dieser Teilbereich der gewerblichen Nutzung vorbehalten bleiben,
insbesondere auch im Hinblick auf die Larmvorbelastung durch den Autobahnverkehr, welche
fir eine Wohnnutzung nicht vertréglich sind.

Mit freundlichen GriiRen
Im Auftrag
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